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Brandenburg 2009-2014: Kurs halten!

Bilanz und Ausblick

Brandenburg ist während der zurückliegenden Legislaturperiode wirtschaftlich gut vorangekommen. Der Standort hat an Attraktivität gewonnen. Dies ist ein gemeinsames Verdienst der großen Anstrengungen von Unternehmen und Arbeitnehmern, aber auch der Politik der Landesregierung. Deren konsequent gefahrener Kurs nach dem Grundprinzip „Stärken stärken“ muss fortgesetzt werden.  

Brandenburg wird inzwischen von vielen als Land wahrgenommen, das sich – gerade auch im Vergleich mit den anderen neuen Bundesländern – als Gewinner entwickelt. Dies gilt auch für die Entwicklung der Industrie und ist umso bemerkenswerter, da Brandenburg traditionell kein industrielles Kernland ist. Unter dem Strich haben sich in der zurückliegenden Legislaturperiode viele wichtige Indikatoren der wirtschaftlichen Entwicklung in die richtige Richtung entwickelt: 

· Die Zahl der Arbeitslosen ist um rund 120.000  zurückgegangen. Die Arbeitslosenquote hat sich annähernd halbiert, von über 20% auf rund 11,5%. Die 10%-Marke ist nun in greifbare Nähe gerückt. 

· Gleichzeitig ist die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten um fast 7% gestiegen. Die Zahl der zivilen Erwerbstätigen insgesamt hat um fast 10% zugelegt. Ein kräftiger Beschäftigungsaufbau fand in der Industrie statt, mit jeweils mehr als 4% Zuwachs in den Jahren 2007 und 2008. Von der positiven Entwicklung der Industrie profitierten auch die industrienahen Dienstleister. 

· Die gestiegene Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen zeigt sich an den erheblich ausgebauten Exporten. Produkte aus Brandenburg sind gefragt in der Welt: Das Exportvolumen hat sich zwischen 2005 und 2008 mit zuletzt fast 12 Milliarden Euro annähernd verdoppelt.

· Die erfreuliche wirtschaftliche Entwicklung wirkt sich auch unmittelbar positiv auf den Wohlstand der Menschen aus. Das Pro-Kopf-Einkommen der Brandenburger wächst schneller als im Bundesdurchschnitt.

· Beim Zukunftsthema Bildung sind die Fortschritte messbar, etwa beim guten Abschneiden im aktuellen PISA-Ländervergleich. Brandenburg verbesserte sich in den wichtigen Kompetenzbereichen Mathematik (Rang 5, 2003: Platz 12), Naturwissenschaften (Rang 8, 2003: Platz 15) und Lesen (Rang 11, 2003: Platz 13). Im Bildungsmonitor 2009 der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft werden Brandenburg gute Werte in den Bereichen MINT und Akademisierung attestiert. 

· Brandenburg entwickelt sich zum Land von Wissenschaft und Forschung. Dies zeigt etwa der aktuelle Forschungsbericht des BMBF, nach dem die Hauptstadtregion im Ländervergleich die höchste Forschungsdichte, die größte Anzahl an Studierenden und den höchsten Zuwachs an Studierenden aufweist. 

· Im Ländervergleich der INSM kommt Brandenburg bei der Entwicklung der Patentintensität (Dynamikranking 2008, Patentanmeldungen je Einwohner) auf Rang 4. Im INSM-Bildungsmonitor 2009 belegt Brandenburg bei der Studienberechtigungsquote (Anteil der Schulabgänger mit Abitur) im Dynamikranking Platz 3 sowie Rang 1 in der MINT-Förderung. Dies sind wichtige Erfolge, nicht zuletzt mit Blick auf die für die Zukunftsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts wichtige Innovationsfähigkeit der Unternehmen. Innovationen entstehen in klugen Köpfen. 

· Die günstige Entwicklung der Rahmenbedingungen hat mit dazu beigetragen, dass Brandenburg beim aktuellen Zukunftsatlas der Regionen der Prognos AG besonders gut abschneidet. Die Hauptstadtregion hat ihre Zukunftsfähigkeit spürbar gesteigert. Brandenburg rangiert in der Zukunftsfähigkeit der neuen Länder bereits auf Platz 2 hinter Sachsen. Bei dem Parameter „Soziale Lage und Wohlstand“ ist Brandenburg unter den neuen Ländern Spitzenreiter.

Die künftige Landesregierung hat die große Verantwortung, in den nächsten fünf Jahren die richtigen Weichen für das Land Brandenburg zu stellen. In Anerkennung der wirtschaftlichen Fortschritte, die das Land in den zurückliegenden Jahren gemacht hat, lautet die Empfehlung der Wirtschaft, den eingeschlagenen Weg weiterzugehen: Kurs halten! Nicht zuletzt, da Brandenburg vor großen Herausforderungen steht, darunter:

· die Auswirkungen des demographischen Wandels und die Entwicklung der peripheren Regionen, 

· die weiterhin erforderlichen Investitionen in Bildung und Infrastruktur, 

· die Herausforderungen, die sich aus dem Abbau der Solidarpaktmittel ergeben,

· der Konsolidierungsbedarf aufgrund von Steuermindereinnahmen und der Ausgaben für das Konjunkturprogramm.

Die Wirtschaftskraft Brandenburgs muss weiter gestärkt werden, das Land als wettbewerbs- und innovationsfähiger Standort  weiter profiliert werden. Dazu gehört auch die Energiepolitik. Die Versorgung mit sicherer und bezahlbarer Energie ist von großer Bedeutung. Dazu sollte das Land wie bisher auf den Mix von Erneuerbaren Energien und der Lausitzer Braunkohle setzen, wie er auch in der Energiestrategie des Landes festgeschrieben wurde. Auch hier lautet die Devise also „Kurs halten“.

Die Handlungsspielräume der künftige Landesregierung werden sich entlang der finanziellen Möglichkeiten bewegen  – und diese müssen erwirtschaftet werden. Bei kostspieligen Experimenten im Bildungsbereich oder der Arbeitsmarktpolitik stellt sich die Frage nach der finanziellen Realisierbarkeit. Vielmehr braucht Brandenburg die richtigen Rahmenbedingungen für eine starke Wirtschaft.  Anderenfalls werden die finanziellen Spielräume noch enger. In diesem Jahr wird vor dem Hintergrund der weltweiten Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise bereits mit einer Deckungslücke im Haushalt von knapp 500 Mio. Euro gerechnet, im nächsten von fast einer Milliarde Euro. Der Schuldenberg des Landes droht auf deutlich über 18 Mrd. Euro anzuwachsen. Das ursprüngliche Ziel, ab 2010 keine neuen Schulden mehr aufzunehmen, ist durch die Auswirklungen der gegenwärtigen weltweiten Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise aufgeschoben. Angesichts dieses Haushaltsrahmens stellt sich für zahlreiche im Wahlkampf abgegebene Versprechen die Frage der Finanzierbarkeit. 

Die UVB ist überzeugt, dass Brandenburg alle Chancen hat, wirtschaftlich weiter voranzukommen. Unabdingbare Voraussetzung ist allerdings, dass das Land seine Wirtschaftskraft weiter stärkt und die Unternehmen durch entsprechende Rahmenbedingungen ermutigt werden, weiter hier zu investieren, um für jüngere wie auch ältere Menschen gute Perspektiven auf dem Arbeitsmarkt zu schaffen. Welche wichtigsten Weichen aus Sicht der Wirtschaft zu stellen sind, ist auf den nachstehenden Seiten zusammengefasst. 

Schlüsselthema Fachkräftesicherung

Schule und berufliche Bildung stetig dem Bedarf anpassen

Die Situation an den Brandenburger Schulen und im Bereich der Ausbildung wird im hohen Maße vom anhaltenden Rückgang bei den Schülerzahlen bestimmt. Als Folge droht weiterhin ein akuter Fachkräftemangel, vor allem im Bereich der mit den MINT- Fächern verbundenen Ausbildungsberufe und Studiengänge. Wichtig ist es also, dass möglichst alle Schüler entsprechend ihres jeweiligen Leistungsvermögens gefördert werden und einen Schul- bzw. Berufsabschluss erlangen. 

Die aktuellen Daten machen diese Problematik deutlich: So liegt die Zahl der gemeldeten Ausbildungsplatzbewerber laut Bundesagentur für Arbeit im August 2009 bei etwas weniger als 15.000, das sind 27% weniger, als im Vorjahr (etwas über 20.000). Zum Vergleich: vor zwei Jahren waren es noch über 30.000 Jugendliche. Besonders signifikant ist derzeit der Rückgang von Schüler der gymnasialen Oberstufe um ca. 14.000 auf jetzt rund 21.000. Zum Rückgang der Schülerzahlen kommt noch verschärfend folgende Entwicklung hinzu:

· Im Jahr 2008 haben von rund 30.000 Absolventen über 3.000 Jugendliche die Schule ohne Schulabschluss verlassen. Das waren gut 10%.

· 5.000 Schulabgänger befanden sich im Jahr 2007 in berufsvorbereitenden Maßnahmen des Landes und der Bundesagentur für Arbeit.

· Mindestens 25% der Azubis brechen ihre Ausbildung ab und zu viele Auszubildende bestehen ihre Abschlussprüfung nicht.
· Die Studienabbruchquote an Universitäten liegt in Mathematik, Informatik und den Naturwissenschaften bei 18%, bei den Ingenieurwissenschaften an den Fachhochschulen bei 26%.
Studien und Berufsorientierung verbessern
Neben der Förderung der Schüler im Unterricht ist ein weiterer wichtiger Ansatzpunkt ihre verbesserte Studien- und Berufsorientierung. Die Landesregierung hat diese Problemlage erkannt und aus Sicht der UVB die richtigen Weichen gestellt. Auf der Basis eines klaren strukturierten Schulsystems mit Förderschulen, Oberschulen (und wenigen Gesamtschulen), Gymnasien und den Oberstufenzentren wurden beispielsweise entsprechende ESF-geförderte Programme, wie die Initiative Oberschule und Berufsorientierung als Chance (für Gymnasien und für Förderschulen) zur Verbesserung der Berufsorientierung gestartet und das von der UVB mitgetragene Netzwerk Zukunft e.V. zur Unterstützung dieser und weiterer Aktivitäten eingesetzt.

Auch im Bereich der Steigerung der Qualität des Unterrichts sind aus Sicht der UVB Verbesserungen sichtbar. So gelang es Brandenburg, sich im aktuellen PISA- Ländervergleich in drei Kompetenzbereichen (Naturwissenschaften, Mathematik, Lesen) zu verbessern. 

Gute Ansätze lassen sich auch bei der Stärkung der wichtigen MINT- Fächer feststellen. Zukünftig werden die Abwahlmöglichkeiten in den Naturwissenschaften in der gymnasialen Oberstufe eingeschränkt. Das ist richtig und wichtig für die Fachkräftesicherung. 

Letztlich ist die Konsolidierung des Brandenburger Schulnetzes entsprechend der demografischen Entwicklung gelungen. Die Schulen haben nun weitestgehend eine Planungssicherheit. Auf dieser soliden Grundlage und mit den getroffenen Weichenstellungen muss nun diese verlässliche und kontinuierliche Bildungspolitik fortgesetzt werden.

Kurs halten in der Bildungspolitik
Kurs halten in der Bildungspolitik – dieses Ziel muss eine neue Landesregierung konsequent verfolgen. Diskussionen wie die Einführung einer von den Linken geforderten Gemeinschaftsschule verunsichern die Akteure zum derzeitigen Zeitpunkt und führen am Ziel vorbei, möglichst viele Schüler möglichst hoch zu qualifizieren. Ziel muss es vielmehr sein, die Qualität der schulischen Arbeit weiter zu verbessern und die Prozesse im Bildungssystem zu optimieren. Denn um den demografischen Wandel zu bestehen, sind ein qualitativ hochwertiges Schulsystem und optimale Ausbildungsbedingungen unabdingbar. Im Mittelpunkt müssen daher eine ausreichende Versorgung mit und eine verbindliche Qualifizierung der Lehrkräfte stehen. 

Weiterhin muss es ein wichtiges Ziel bleiben, die Studien- und Berufsorientierung der Schüler zu verbessern. Auf dieses Thema hat die UVB Anfang diesen Jahres Bildungsminister Rupprecht aufmerksam gemacht und in ihrem Forderungskatalog zur Studien- und Berufsorientierung Lösungswege aufgezeigt. Es gilt vor allem, die jungen Menschen möglichst frühzeitig und verlässlich bei der Berufsorientierung zu unterstützen und diese Aufgabe verbindlich und systematisch in der Schule anzusiedeln. Hierdurch werden Ausbildungs- und Studienabbrüche wirkungsvoll entgegengewirkt. 

Vorrang für betriebliche Ausbildung

Im Bereich der beruflichen Bildung muss alles dafür getan werden, um den Vorrang der betrieblichen Ausbildung zu gewährleisten. Die Berufsvorbereitung immer systematisch mit einer anschließenden Ausbildung gekoppelt sein, um Warteschleifen zu vermeiden. Diese Ziele sind nur zu erreichen, wenn den Schulen die nötigen zeitlichen und personellen Ressourcen zur Verfügung gestellt werden. Unerlässlich ist dazu die enge Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Ministerien. Dies gilt vor allem im Bereich des Übergangs vom Schul- in das Ausbildungssystem. 

Die vom MBJS und dem MASGF aufgelegten Programme müssen optimal ineinander greifen, um möglichst vielen Schülern den Übergang in eine betriebliche Ausbildung bzw. ein Studium zu ermöglichen. Eine wichtige Rolle muss dem Netzwerk Zukunft e.V. zukommen. Gerade dieser von der UVB, den Kammern und dem MBJS getragene Verein ist das wesentliche strategische Netzwerk zur Unterstützung der flächendeckenden Umsetzung der Berufsorientierung. 

Ein wichtiger weiterer Schritt zur Qualitätssteigerung ist es, den allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen Planungssicherheit zu gewährleisten und ihnen auch Ressourcen und Raum für Qualifizierungen ihrer Kollegien zu ermöglichen. Da die Zahl der Schulabgänger in den nächsten Jahren weiter abnehmen wird, können aus Sicht der UVB die Programme zur Förderung zusätzlicher Ausbildungsplätze (Bund – Länder – Sonderprogramm), zu deren Kofinanzierung zusätzliche Landesmittel erforderlich sind, schneller als bisher geplant zurückgefahren werden, ggf. sogar 2010 für Brandenburg ausgesetzt werden. 

Es ist richtig, das Maßnahmen des Landes im Bereich der beruflichen Bildung, wie zum Beispiel das Kooperative Modell (vollzeitschulische Ausbildung), sukzessive dem Bedarf angepasst und entsprechend abgesenkt werden. Dabei sollte gelten, das Modell intelligent einzusetzen, um z.B. in Form eines Ausbildungsverbundes mehr Betriebe an der Ausbildung zu beteiligen, wie beispielsweise derzeit in Frankfurt/O. Dort nutzt das bbw ein Modellprojekt, um Schülern den Einstieg in zukunftssichere M+E-Berufe zu erleichtern. 

UVB an vielen Stellen aktiv

Das Anliegen, die Studien- und Berufsorientierung in Brandenburg zu verbessern, unterstützt die UVB auf vielfältiger Weise. In ihren Gremien und Ausschüssen werden zum Beispiel kontinuierlich relevante Fakten erörtert und Handlungsstrategien besprochen. Besonders im gemeinsam mit den Kammern und dem MBJS getragenen Verein Netzwerk Zukunft e.V. tragen wir Sorge dafür, dass die Studien- und Berufsorientierung aktiv unterstützt wird. Die Einführung des Siegels „Schulen mit hervorragender Berufsorientierung“ in Brandenburg zeigt eindrucksvoll, wie Schulen effektiv motiviert werden können.

Das Thema „MINT“ unterstützt die UVB ebenfalls, indem der Verein MINT-EC und seine acht Brandenburger Schulen aktiv und materiell gefördert werden. Seit Oktober 2009 fördert die UVB auch das Projekt „MINToring“ gemeinsam mit der Stiftung der Deutschen Wirtschaft in Brandenburg. Dieses Programm begleitet Schüler auf dem Weg in ein MINT-Studium und leistet damit einen Beitrag zur Fachkräftesicherung.

Im Bereich der beruflichen Bildung bringt sich die UVB  wie oben erwähnt aktiv in einem Ausbildungsprojekt in Frankfurt/Oder ein.

Attraktivität der Berufsausbildung in Brandenburg steigern

Die Zahl der Schulabgänger wird in Brandenburg im Jahr 2013 um fast ein Drittel 

(-29,7%) geringer sein als in diesem Jahr. Bei einem gleichbleibenden betrieblichen Ausbildungsplatzangebot wird es der Wirtschaft nicht gelingen, alle Ausbildungsplätze zu besetzen, obwohl sich die Unternehmen intensiv darum bemühen, auch leistungsschwächeren Jugendlichen einen Berufsabschluss zu ermöglichen (z.B. die „Nachhilfeprämie“ der IHK Potsdam für Betriebe, die Leistungsschwache einstellen). Problematisch stellt sich die Situation bei den Abiturienten dar. Aufgrund der geringen Akademikerquote in Brandenburg müssten mehr Abiturienten als bisher in Brandenburg ein Studium aufnehmen. Dies würde aber den bereits bestehenden Engpass bei den höherqualifizierten Ausbildungsplatzbewerbern noch weiter verstärken. 

Dem sich verstärkenden Fachkräftemangel muss auch entgegengewirkt werden, indem gut qualifizierte Schulabsolventen für eine Ausbildung in Brandenburg gewonnen werden. In Frage kommen zunächst gute Absolventen aus anderen Bundesländern. Erforderlich ist aber auch eine gezielte Zuwanderungsstrategie für qualifizierte Schulabsolventen aus dem benachbarten Polen, die gute deutsche Sprachkenntnisse haben und hier eine Berufsausbildung beginnen wollen. Landesregierung und Wirtschaft sollten daher gemeinsam schon jetzt im Vorgriff auf die ab Mitte 2011 geltende Freizügigkeit in der erweiterten EU die Weichen für eine Zuwanderung in betriebliche Ausbildung stellen, insbesondere in den grenznahen Regionen zu Polen.

Für eine Ausbildung von Auszubildenden aus Polen sind letztmalig für den Ausbildungsbeginn im September 2010 Genehmigungen der Arbeitsagenturen bzw. Ausländerbehörden erforderlich. Dafür sollte das Genehmigungsverfahren in Verbindung mit der Prüfung des regionalen Ausbildungsstellenmarktes (§ 17 Aufenthaltsgesetz, §39 Vorrangprüfung) für 2010 vereinfacht angewendet werden.

Zur Steigerung der Attraktivität einer Berufsausbildung in Brandenburg für Bewerber aus anderen deutschen Bundesländern (und auch aus Polen) ist eine öffentlichkeitswirksame Kampagne (Qualifizierung in Brandenburg) erforderlich. Dazu könnte das Land Zuschüsse zur Unterkunft (und zusätzliche Fachsprachkurse für Bewerber aus Polen) anbieten.

Entsprechende eigene Leistungen der Wirtschaft zur Ausbildung von Polen sind entweder mangels Genehmigungen gescheitert oder waren nur mit erheblichem Aufwand zu realisieren. Die Brandenburger Wirtschaft kann Ansätze zum Austausch von Auszubildenden mit anderen Bundesländern mit dem Austausch von Ausbildungsplatzbewerbern ergänzen.

Hochschulen verstärkt als Standortfaktor nutzen

Hochschulen und Forschungseinrichtungen sind in einem Flächenland wie Branden​burg wichtige Standortfaktoren, die der regionalen Wirtschaft entscheidende Impulse verleihen können. Brandenburg hat im Bereich Wissenschaft und Forschung eine sehr positive Ent​wick​lung in der vergangenen Legislaturperiode genommen – nicht zuletzt durch stabile Investitionen in Hochschulen und Forschungseinrichtungen. 

Brandenburg hat heute den höchsten Zuwachs an Studienanfängern im Vergleich aller Bundesländer und liegt bei der Entwicklung der Studienberechtigungsquote (Anteil von Schulabgängern mit Abitur) bereits auf Platz 3. Gemeinsam mit Berlin verfügt Brandenburg über die höchste Forschungsdichte und belegt bei der Patentintensität (Entwicklung der Patentanmeldungen je 10.000 Einwohner) Platz 4.

Im wichtigen Feld der MINT-Förderung (Mathematik, Informatik, Naturwissen​schaften und Technik) führt Brandenburg das INSM-Dynamikranking an.

Auch die Übertragung von Forschungsergebnissen in marktfähige Produkte kommt voran. Das  BMBF fördert aktuell im Rahmen des ForMAT-Programms die Projekte „Plattform für mobile Anwendungen“ an der BTU Cottbus  und „Lasersensorik“ an der Universität Potsdam,  am Geoforschungszentrum (GFZ) Potsdam wurde ein Tsunami-Frühwarn​system entwickelt und im November 2008 in Betrieb genommen. Die Wissenschaftspolitik muss zwei Herausforderungen lösen:

· Profilierung und Bündelung der Wissenschafts- und Forschungsstrukturen
· Prozessoptimierungen im Hochschulbereich
Der bisher ausgebliebene Erfolg in der Exzellenz​initiative und dem Spitzen​cluster-Wettbewerb des Bundes zwingt zur verstärkten Profilbildung und damit zur inten​siveren Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und (außeruniversitären) Forschungs​ein​richtungen, auch aus Berlin. Eine drin​gende Empfeh​lung der UVB lautet, die BTU Cottbus zu einer führenden Energie-Univer​sität zu entwickeln, die die gesamte Breite des Ressourcen​managements – vom CO2-freien Kohlekraftwerk bis zur Brennstoffzelle – abbildet. Die Potenziale an der Hochschule und bei den Partnern vor Ort, allen voran Vattenfall, sind vorhanden.
Eigenverantwortung der Hochschulen stärken

Die Modernisierung der Infrastruktur an den Hochschulen ist weitgehend abge​schlos​sen. Aber nur durch optimierte Prozesse kann die konstant hohe Zahl der Stu​dien​anfänger betreut werden. Gute Betreuung reduziert auch die Zahl der Studien​ab​brecher und erhöht damit die Absolventenrate an den Hochschulen – ein zen​trales Ziel in der Hochschulpolitik. Prozesse lassen sich nur bei umfassender Eigenständig​keit und  Eigenverantwortung der Hochschulen sowie bei effizienten Entscheidungs​strukturen innerhalb der Organisation optimieren. Eine Viertelparität in allen Gremien, wie von den Linken gefordert, ist das Gegenteil einer effizienten Leitungs- und Entscheidungsstruktur. 

Im Rahmen der ESF-Programme, die mit Landesmitteln kofinanziert werden, dürfen die „Initiative Oberschule“ im Handlungsfeld Berufsorientierung und die Förderungen des Wissenschaftsministeriums zum Übergang Schule-Studium, die aus Sicht der UVB wichtige Grundlagen für die Fachkräftesicherung bilden, nicht gekürzt werden.

Arbeitsmarktpolitik muss weiter reguläre Beschäftigung fördern

Alle wichtigen Eckdaten der Entwicklung auf dem Arbeits- und Beschäftigungsmarkt in Brandenburg haben sich in den vergangenen viereinhalb Jahren positiv entwickelt. Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ist um 6,6% gestiegen, von rund 690.000 auf fast 740.000. Die Zahl der Arbeitslosen ist in Brandenburg um über 120.000 Personen oder um 44,5% zurückgegangen. Entsprechend ist die Arbeitslosenquote um 9,1 %punkte gesunken und hat fast einen Wert von 10% erreicht, den Wert, den sich die Regierung Stolpe im Jahr 1995 unter dem Schlagwort „10%-Strategie“ als langfristiges Ziel vorgenommen hatte und der nun für die künftige Landeregierung erreichbar ist.

Ein Vergleich mit den neuen Bundesländern zeigt, dass Brandenburg nach Thüringen die zweitniedrigste Arbeitslosenquote hat, in einigen Regionen Brandenburgs liegt die Arbeitslosigkeit mit unter 8% bereits unter dem Durchschnitt von Deutschland insgesamt. Diese positive Entwicklung in Brandenburg ist nicht zuletzt auf die Verbesserung der Rahmenbedingungen durch die Brandenburger Regierungskoalition zurückzuführen, die der Stärkung der regulären Beschäftigung Vorrang gegenüber der öffentlich geförderten Beschäftigung eingeräumt hat und den Europäischen Sozialfonds und ihre Landeskofinanzierungen und Landesprogramme entsprechend ausgerichtet hat. 

Stammbelegschaften wurden gehalten

Bereits im März 2009 hatte die UVB auf ihrer Jahrespressekonferenz als wichtigstes Ziel die Unterstützung der Betriebe bei der Sicherung ihres Fachkräftestamms auch in der Wirtschaftskrise genannt. Dies ist bisher mit Hilfe der Vereinfachung und Verlängerung der Kurzarbeit weitgehend gelungen.

Wichtige Leitlinie für die Regierung des Landes Brandenburg muss auch weiterhin die Fachkräftesicherung und die Stärkung der Qualifizierung von Arbeitnehmern und Arbeitssuchenden in der Region bleiben. Entscheidend dafür ist u.a. die Ausschöpfung der von der EU zur Verfügung gestellten ESF-Mittel. Die Kofinanzierung durch Landesmittel ist schon sehr ausgedünnt. Eine weitere Reduzierung der Landesmittel zugunsten einer Kofinanzierung durch private Mittel (z.B. Betriebe) kann in Einzelfällen geprüft werden, sollte jedoch keine generelle Vorgabe sein. 

Qualifizierung ist entscheidendes Thema

Das „Arbeitspolitische Programm Brandenburg 2009/2010“ des MASGF hat viele auf die Stärkung der Qualifizierung der Arbeitnehmer in den Betrieben ausgerichtete Einzelprogramme (z.B. Qualifizierung in Unternehmen, Bildungsschecks, Ausbildungsverbünde, Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung im Handwerk, Existenzgründerberatung), die aus Sicht der UVB unverändert fortgesetzt werden sollten. Auch die Förderung transnationaler Maßnahmen und die Innopunkt-Initiativen (Entwicklung innovativer Förderansätze) sind in ihrer Zielsetzung auf die Stärkung der Betriebe und die Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitsuchenden ausgerichtet und sollten daher fortgesetzt werden.

Programme für Langzeitarbeitslose und für die öffentlich geförderte Beschäftigung sind seit 2005 Aufgaben des Bundes. Im SGB II gibt es dazu die Instrumente des SGB III und zusätzlich den Beschäftigungszuschuss und die Arbeitsgelegenheiten (Ein-Euro-Jobs). Hier muss künftig umgesteuert werden. Dafür sind keine Kofinanzierungen oder Aufstockungen aus Landesmitteln erforderlich.

Überflüssige Förderprogramme stoppen

Zusätzlich hat der Bund das Sonderprogramm Kommunal-Kombi geschaffen, das Kofinanzierungen aus kommunalen Mitteln erfordert. Hier kann die zusätzliche Kofinanzierung des Landes für neue Maßnahmen kurzfristig gestoppt werden. Generell sollte sich das Land dafür einsetzen, dass die Verantwortung des Bundes für Programme und ihre Finanzierung erhalten bleibt und nicht über Sonderprogramme die Länder und Kommunen wieder in Finanzierungen eingebunden werden, die über Aktivierung der passiven Leistungen (z.B. Zuschüsse für Wohngeld) hinausgehen.

Das sogenannte „Regionalbudget“ ist ein weiteres Landesprogramm zur Förderung zusätzlicher Beschäftigung. Auch wenn hier im Einzelnen durchaus sinnvolle Projekte durchgeführt werden, so sollte doch dieser Programmbereich ausgesetzt werden. Die hier eingesetzten ESF-Mittel können zu Bildung und Qualifizierung umgeschichtet werden, wo sie effektiver eingesetzt werden können.

Die LASA dient dem Arbeitsministerium zur Umsetzung von Förderprogrammen und zur Sicherung der Qualität der einzelnen Förderungen. Diese Arbeitsbereiche können nicht eingespart werden, weil anderenfalls zusätzliches Personal im MASGF diese Aufgaben selbst wahrnehmen müsste. Andere Aufgabenbereiche wie z.B. die regionalen Büros zur Fachkräftesicherung nehmen Aufgaben wahr, die auch von anderen Institutionen angeboten werden (Arbeitsagenturen, Kammern und Arbeitgeberverbänden). Hier könnten Einsparungen vorgenommen werden, zumal da einige Arbeitsverträge aus Altersgründen auslaufen und nicht wieder neu besetzt werden müssten. Die Durchführung bundesweiter Kongresse zu SGB II-Themen gehört nicht zu dem Aufgabenbereich der LASA.

Neue Potentiale erkennen

Das gesamte Handlungsfeld Gesundheitsmanagement und Gesundheitswirtschaft (inklusive Pflege und entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen für Arbeitslose) kann in Brandenburg noch systematischer ausgebaut werden, da hier zusätzliches Potential für Beschäftigung und damit Wertschöpfung vorhanden ist. Dies gilt aus Brandenburger Sicht auch für die Nachfrage in den Außenbezirken Berlins, die allein mit Berliner Angeboten und Personal bald nicht mehr abgedeckt werden kann.

Zuwanderung von Qualifizierten fördern

Im Jahr 2008 sind für nur 13 Fachkräften aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten Arbeitsgenehmigungen erteilt worden (fünf qualifizierte Facharbeiter sowie je vier Maschinenbauingenieure als Absolventen ausländischer Hochschulen und vier Absolventen inländischer Hochschulen, bei denen jeweils die Arbeitsmarktvorrangprüfung nach der Hochschulabsolventen-Zugangsverordnung entfallen ist).

Für Personen aus Drittstaaten wurde von der Niederlassungserlaubnis für Hochqualifizierte in Brandenburg kein Gebrauch gemacht, es erhielten aber 44 Spezialitätenköche, sieben Fachkräfte der Informations- und Kommunikationstechnologien und 26 weitere Fachkräfte mit akademischen Berufen eine Arbeitsgenehmigung.

Derzeit dürfen sich Hochschulabsolventen aus EU-Beitrittsstaaten in Deutschland zur Suche eines Arbeitsplatzes aufhalten. Sie erhalten während der Zeit ihres Aufenthalts keine soziale Unterstützung.  Hochschulabsolventen aus Drittstaaten, die hier ihren Hochschulabschluss erlangt haben, dürfen sich ein Jahr zur Suche eines Arbeitsplatzes aufhalten. Hochschulabsolventen aus Drittstaaten, die im Drittstaat ihren Hochschulabschluss erlangt haben, könnten als Touristen einreisen und z.B. ihren potentiellen künftigen Arbeitgeber besuchen. Dafür benötigen sie ein Visum, das sie in der Regel erhalten. 

Zur langfristigen Sicherung des Fachkräftebedarfs muss Brandenburg für ausländische Hochschulabsolventen attraktiver werden. Überlegenswert wäre ein Programm des Landes Brandenburg, dass z.B. anteilig Vorstellungskosten (Reise / Übernachtung) fördert. Überlegenswert wäre zudem eine Bundesratsinitiative, das Zeitfenster zur Arbeitssuche zu verlängern (§ 16,4 Aufenthaltsgesetz). Ferner könnte das Land Brandenburg Programme zur Förderung von Studenten aus EU-Beitrittsstaaten oder Drittstaaten auflegen, die in Brandenburg studieren wollen.

Industrie und Innovation untrennbar verbunden

Der Evaluationsbericht der Brandenburger Wirtschaftsförderung bestätigt, dass die Fokussierung der Wirtschaftsförderung auf Branchenkompetenzfelder erfolgreich ist. Einen wesentlichen Anteil daran haben die Branchennetzwerke, die in der letzten Legislaturperiode eingerichtet wurden. Die neuen Branchentransferstellen verbessern die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und Hochschulen erheblich.

Das zentrale Ziel muss die Sicherung der indus​triellen Wettbewerbsfähigkeit sein. Die Fähigkeit, erfolgreich im Wett​bewerb zu bestehen, ist in wirtschaftlichen Schönwetterperioden wichtig, in Krisenzeiten aber existenziell. Wettbewerbsfähigkeit paart sich mit Innovationsfähigkeit. Die Kunst ist es, Nachfrage zu erkennen, neue Produkte und Prozesse zu entwickeln und erfolgreich zu vermarkten. Es mangelt nicht an Aufgaben: Mobilität und Energie, Klimaschutz und Nachhaltigkeit, Alterung und Gesundheit sind Mega​trends, auf die nur die Industrie in enger Kooperation mit der Wissen​schaft Antworten geben kann. Mit dem Ziel der Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Industrie und der Rolle der Wissen​schaft als Partner für Forschung und Entwicklung ist der weitere Ablauf zur Optimierung des Wissens- und Technologietransfers naheliegend:

· Transparenz im Wissenschaftssystem schaffen, Information und Kontaktanbahn​ung zwischen Wirtschaft und Wissenschaft verbessern 

· Rahmenbedingungen und Transferstruktur optimieren (z.B. mit niedrigschwelligen Angeboten wie dem Transferbonus und steuer​licher Forschungsförderung)

· Konkrete Transfervorhaben initiieren und begleiten (u.a. durch die ZAB, Netzwerke und Transferstellen)

Innovationsregion Berlin-Brandenburg entwickeln

Ein weiteres wesentliches Teilziel ist die Weiterentwicklung der Wirt​schaftsregion Berlin-Brandenburg zur gemeinsamen Innovationsregion. Die Erkenntnis ist zwar nicht neu, aber offensichtlich kann sie nicht oft genug wiederholt werden: Berlin und Brandenburg sind ein gemeinsamer Wirtschaftsraum. Kein Unternehmen macht Halt an der Landesgrenze, wenn es um Kunden, Zulieferer oder Mitarbeiter geht. 

Dem muss die Wirtschaftsförderung und die Innovationspolitik Rechnung tragen. Auf den „Innovationsgipfeln“ wird der Schulterschluss zwischen den Wirtschafts- und Wissenschaftsministerien der beiden Länder gesucht. Das ist richtig und notwendig. 2008 wurden gemeinsame Zukunftsfelder und Leitprojekte definiert, jetzt eine Vereinbarung zum Technologietransfer unterzeichnet. Nun muss die Schlagzahl weiter erhöht werden. Nahziel muss es sein, das Brandenburger Landesinno​vationskonzept und den Berliner Quadriga-Prozess zu verschmelzen. Das wird zwangsläufig die Frage gemeinsamer Innovationsförder​strukturen aufwerfen.

Der Wissens- und Technologietransfer in seiner Vielfalt ist das strategische Bindeglied zwischen Wissenschaft und Wirtschaft. Deshalb müssen die Rahmenbedingungen für den Transfer verbessert und das Transfersystem optimiert werden. Die UVB hat von Beginn an das Landesinnovationskonzept Brandenburg unter​stützt und das Konzept der Branchentransferstellen mit unterstützt. Unser Engagement für eine gemeinsame Wirtschafts- und Innovationsregion wurde auch durch unsere Präsenz auf dem aktuellen Innovationsgipfel deutlich.

Konjunkturpaket II rasch umsetzen

Mit den Konjunkturpaketen hat die Bundesregierung richtige Weichenstellungen vorgenommen, indem Unternehmen entlastet und gleichzeitig zweckgebundene Investitionen in Bildung und Infrastruktur in den Mittelpunkt gestellt wurden. 

Aus dem Konjunkturpaket II (K-II) erhält Brandenburg 457 Millionen Euro (343 Millionen Euro zuzüglich 114 Millionen Euro). Die Gelder aus dem K-II müssen bis Ende 2010 verausgabt sein. 

Durch die Konjunkturpakete wird es möglich, erforderliche Investitionen in Bildung und Infrastruktur vorzuziehen. Konkrete Beispiele hierfür sind z.B. der Ausbau der Schienenstrecken Berlin-Cottbus und Berlin-Dresden. Beide weitestgehend planfestgestellten Maßnahmen sind vorgezogen worden und werden schneller realisiert als zunächst geplant. 

Für die Unternehmen ist die rasche Umsetzung der Konjunkturpakete entscheidend. Nur wenn die zusätzlichen Aufträge schnell bei den Unternehmen ankommen, können sie den Unternehmen über die Krise helfen. Nach einer Umfrage in allen 16 Bundesländern Mitte August zeigt sich, dass der Mittelabfluss sich langsamer vollzieht als erforderlich. Bis zu diesem Zeitpunkt wurden demnach weniger als 200 Millionen Euro der vom Bund bereitgestellten zehn Milliarden Euro angefordert. Ursächlich ist hierfür, dass zunächst Planungsleistungen erbracht werden müssen, bevor Baufirmen beauftragt werden können. In vielen Fällen fließen die Gelder auch erst nach Rechnungsstellung und werden auch dann erst ausgabenwirksam. Hier ist unbürokratisches Verwaltungshandeln gefragt.

Bisher sind in Brandenburg 831 Einzelprojekte mit einem Gesamtinvestitionsvolumen von 166 Millionen Euro angelaufen. Einige Projekte sind bereits abgeschlossen. Knapp 30 Millionen Euro wurden bereits ausgezahlt. 710 Vorhaben haben den Schwerpunkt Bildungsinfrastruktur; 121 Projekte dienen der Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur.

Investitionen verstetigen

Nach Auslaufen der Konjunkturprogramme muss verhindert werden, dass es bei den Investitionen zu einem abrupten Einbruch und zu erneuten Investitionsstaus kommt. Es muss ausgeschlossen werden, dass dieser Effekt durch die kontinuierliche Rückführung der Solidarpaktmittel II und durch  Bemühungen zur Haushaltskonsolidierungen aufgrund der im Zuge der Wirtschaftskrise gestiegenen Verschuldung der öffentlichen Haushalte zusätzlich verstärkt wird. Darum hat die UVB vorgeschlagen:

· Eine Verstetigung der Investitionen durch ein langfristiges Zukunftsinvestitionsprogramm über das Jahr 2010 hinaus mit einem Gesamtvolumen von 570 Mio. für die nächsten 10 Jahre (57 Mio. Euro ist der jährliche Eigenanteil des Landes Brandenburg am Konjunkturpaket II).

· Investition in gute Bildungsangebote – insbesondere in peripheren Regionen. Gute Bildungsangebote sind vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung dringend erforderlich. 

· Einen begleitender Monitoring-Prozess durch Wirtschaft und Politik wie in Berlin. Die Verbände haben den Zugang zu den Unternehmen und können praxisnahe Vorschläge unterbreiten, wie die Konjunkturprogramme noch zügiger umgesetzt werden können. 

Energiepolitik für sichere und bezahlbare Versorgung

Für die Industrie in der Region ist vor allem die sichere und bezahlbare Energieversorgung von entscheidender Bedeutung. Dies wird gegenwärtig und mittelfristig nur durch einen Energiemix aus fossiler Energiegewinnung und Erneuerbaren Energien zu erreichen sein. Insbesondere das Parteiprogramm der Linken steht hierzu in einem eklatanten Widerspruch.

In Brandenburg ist insbesondere die Braunkohle als heimischer und subventionsfreier Energieträger beschäftigungspolitisch und wirtschaftlich von großer Bedeutung. Insgesamt finden über 20.000 Menschen direkt oder indirekt durch die Braunkohleförderung und deren Verstromung im Energieexportland Brandenburg ihre Beschäftigung. 

Bei dem Ausbau der Erneuerbaren Energien ist das Land – insbesondere bei der Windkraft und bei der Errichtung von Biogasanlagen – im Bundesvergleich mit führend. Doch der Ausbau dieser Energien und der Ausbau der Off-Shore-Windkraft in Ost- und Nordsee macht einen Ausbau der Stromnetze in Brandenburg in den kommenden Jahren erforderlich, da leistungsfähigere Stromnetze zur Durchleitung nach Süd- und Westdeutschland erforderlich werden. Obwohl der größte Teil des Netzausbaus der Durchleitung des Stroms geschuldet ist – also Brandenburg mithin nur Stromtransitland ist – werden die Kosten für diesen Netzausbau dennoch lokal umgelegt. Dies führt im Ergebnis dazu, dass die ohnehin hohen Netzkosten in Brandenburg noch einmal steigen werden. 

CCS-Technologie als Zukunftschance nutzen

Brandenburg muss weiterhin an der Strategie eines Mixes aus Braunkohle und Erneuerbarer Energie festhalten. Gute Zukunftschancen für die Braunkohle bestehen durch den Einsatz der CCS-Technologie, die eine Abscheidung des CO2-Gases ermöglicht. Diese Technologie wird derzeit in Brandenburg in einer großen Pilotanlage getestet. 

Der notwendige Ausbau der Stromnetze darf nicht zu Lasten der durchleitenden Bundesländer geschehen. Nach Auffassung der UVB darf es nicht sein, dass die Bundesländer, die den Strom zu den großen Verbrauchern durchleiten für den Aufbau der Netze aufkommen müssen. Hier bedarf es einer Ausgleichsregelung auf Bundesebene.

Die UVB hat sich bei der Erarbeitung der neuen Energiestrategie des Landes Brandenburg erfolgreich dafür eingesetzt, dass in einem Mix aus Erneuerbaren Energien und Nutzung der Braunkohle die energiepolitischen Ziele des Landes verfolgt werden.

Infrastrukturpolitik schafft entscheidende Voraussetzungen 

BBI wichtigstes Projekt in der Region

Der Bau des neuen Flughafens Berlin-Brandenburg International (BBI) ist das wichtigste Infrastrukturprojekt in der Region für die kommenden Jahre. Sein Baubeginn ist ein wichtiger Meilenstein für die Entwicklung der gesamten Region. Sowohl für den Arbeitsmarkt wie für die internationale Wettbewerbsfähigkeit kommt dem BBI an sich, aber auch schon seinem Bau, eine überragende Bedeutung zu. In nächster Zeit geht es auch darum, neben der bereits bestehenden guten Straßenanbindung eine leistungsstarke Schienenanbindung bis zur Inbetriebnahme sicher zu stellen.
Mittlerweile finden durch die Berliner Flughäfen 17.700 Menschen direkt Beschäftigung. Der Gesamtbeschäftigungseffekt liegt mit ca. zwei indirekten Beschäftigten pro direkt Beschäftigten bei über 51.000. Für international agierende Unternehmen ist ein leistungsfähiger Flughafen ein entscheidender Faktor bei der Standortwahl. Mit dem neuen Hauptstadtflughafen werden insofern wichtige Voraussetzungen für die Neuansiedlung international tätiger Unternehmen geschaffen. Der Standort Berlin-Brandenburg wird damit international wettbewerbsfähiger. 

Nach dem mit 21,4 Mio. Passagieren bisher erfolgreichsten Jahr 2008 ist das Passagieraufkommen in den ersten acht Monaten diesen Jahres aufgrund der Auswirkungen der Wirtschaftskrise rückläufig. Insgesamt beläuft sich der Rückgang bis Ende August gegenüber dem Vorjahr auf 3,4%. Dennoch zählt der Luftverkehrsstandort Berlin zu den wachstumsstärksten Flughäfen in Deutschland. Im Ranking der 24 deutschen Verkehrsflughäfen hat Berlin seinen dritten Platz hinter Frankfurt und München weiter gefestigt. Im europäischen Vergleich nimmt Berlin Platz 15 ein.

Bauarbeiten liegen im Zeitplan

Hinsichtlich der Bauarbeiten kommt das Projekt gut voran und liegt im Zeitplan. Insgesamt haben die Berliner Flughäfen für den BBI bislang Aufträge mit einem Volumen von 1,5 Milliarden Euro vergeben. 64 Prozent der Auftragssumme gingen dabei an Unternehmen aus der Region Berlin-Brandenburg. Die Bauwirtschaft in der Region dürfte darüber hinaus aber auch bei der Auftragsuntervergabe an Subunternehmen in großem Umfang zum Zuge kommen, so dass tatsächliche regionale Beteiligung deutlich über 64% liegen dürfte. 

Vorrang hat die fristgerechte Fertigstellung und Eröffnung des BBI und die Schaffung optimaler Rahmenbedingungen für einen im internationalen Luftverkehrsmarkt wettbewerbsfähigen Flughafenstandort. Dazu gehören insbesondere die Möglichkeit zur Nutzung der Tagesrandzeiten und eine gute Verkehrsanbindung.

Nach Fertigstellung der A 113 benötigt der BBI nun noch bei der Bahnanbindung eine leistungsfähige Lösung. Die schnellste und direkteste Anbindung über die „Dresdner Bahn“ durch Lichtenrade wird nicht vor 2015 realisiert werden. Für eine Übergangszeit wird die Anbindung des Flughafens an den Berliner Hauptbahnhof über die „Anhalter Bahn“ erfolgen. Die neue Bahnführung hat inzwischen öffentlich erklärt, sich für einen 20-Minute-Takt beim Airport-Express einzusetzen. 

Insgesamt sind folgende Punkte für einen erfolgreichen Start des BBI entscheidend:

· Einhaltung des Zeitplans und Inbetriebnahme des BBI zum Winterflugplan 2011

· Anbindung des BBI an den Berliner Hauptbahnhof im 20-Minuten Takt

· Hohe Zuschlagsquote der regionalen Bauwirtschaft bei der Auftragsvergabe

· Wirtschaftsfreundliche Nachtflugregelung mit Nutzung der Tagesrandzeiten 5.00- 6.00 Uhr und 22.00-24.00 Uhr

· beschleunigte Umsetzung der Dresdner-Bahn-Strecke durch Berlin-Lichtenrade

UVB engagiert sich für BBI

Am 3. November wird es mit Beteiligung der UVB eine Veranstaltung zur Umfeldentwicklung des BBI geben. Dabei sollen die Unternehmen über Stand der Entwicklung und Pläne zur Gewerbeentwicklung rund um den BBI informiert werden.

Am 3. Dezember 2009 wird das 9. Flughafengespräch stattfinden. Das Flughafengespräch geht auf eine Initiative von UVB und DGB zurück und ist eine Spitzenrunde aus Wirtschaft und Politik in Berlin und Brandenburg. Ziel ist es, sich auf Führungsebene über den aktuellen Stand und mögliche Probleme bei der Realisierung des BBI-Projektes auszutauschen. 

Straße und Schiene weiter ausbauen

In den vergangenen Jahren ist Brandenburg hinsichtlich der Infrastruktur weiter voran gekommen. Wichtige große Projekte, wie die A14 und das Schiffshebewerk in Finow wurden kontinuierlich vorangetrieben bzw. mit den Bauarbeiten begonnen. Daneben sind auch in der Fläche zahlreiche kleinere Projekte und Ortsumgehungen fertig gestellt worden.

Aus den Mitteln der Konjunkturpakete der Bundesregierung werden derzeit zwei wichtige Schieneninfrastrukturprojekte in der Region vorzeitig in Angriffen genommen. Dies betrifft den Ausbau der Bahnverbindungen Berlin-Cottbus und Berlin-Dresden. Beide Strecken werden auf 160 km/h ausgebaut. Nach Auffassung der UVB ist der rasche Ausbau beider Strecken wichtig, weil damit die Lausitz und auch der polnische Einzugsbereich durch verkürzte Fahrzeiten näher an Berlin und an den BBI heranrücken. 

Neben den beiden Bahnstrecken werden auch noch das Schiffshebewerk Finow und laufende Bauprojekte wie u.a. Ortsumgehungen Cottbus, Spremberg, Luckenwalde, Drebkau und Rathenow (37 Mio. Euro) sowie der Ausbau von Bundesfernstraßen (54,5 Mio. Euro) mit Mitteln der Konjunkturpakete voran getrieben. 

Infrastruktur ist Voraussetzung für Entwicklung

Die Unternehmen brauchen wirtschaftsfreundliche Rahmenbedingungen. Eine funktionierende Infrastruktur ist nicht nur Grundvoraussetzung für die wirtschaftliche Entwicklung, sie ist auch unverzichtbarer Bestandteil für ein attraktives Leben im ländlichen Raum (demographische Entwicklung). Deshalb müssen auch die berlinfernen Regionen gut in das Straßen- und Schienennetz des Landes eingebunden sein. 

Für die wirtschaftliche Entwicklung gilt: Die Wirtschaft folgt der Infrastruktur. Ohne eine attraktive Infrastrukturausstattung - und dazu gehört neben Straßen, Schienen und Luftverkehrsverbindungen auch der flächendeckende Ausbau des Breitbandkabels - wird es sehr schwierig werden zu Ansiedlungserfolgen in den berlinfernen ländlichen Räumen zu kommen.
Beim Ausbau der Straßenverbindungen in Brandenburg sind insbesondere der vollständige sechsspurige Ausbau des Berliner Rings und der sechsspurige Ausbau der A24 zwischen AD Havelland und AD Wittstock besonders wichtige Projekte. 

Darüber hinaus ist der Bau der A14 (Magdeburg-Schwerin) – ein für das nördliche Brandenburg entscheidendes Projekt mit 4-streifigem Neubau. Momentan ist die A14 in der Vorentwurfsphase (Länge auf Brandenburger Gebiet 32 km). Die Fertigstellung soll bis spätestens 2015 erfolgen. Die Kosten belaufen sich aufgrund kostenintensiver Umweltauflagen nach Kostenschätzungen auf inzwischen 1,3 Milliarden Euro.

Ein sechsspuriger Ausbau der A12 soll derzeit nicht realisiert werden. Dennoch geht die UVB von einer deutlichen Zunahme des Transitverkehrs aus. Aus diesem Grund ist mittelfristig ein sechsspuriger Ausbau erforderlich. Bei der gegenwärtig stattfindenden Überarbeitung des Bundesverkehrswegeplans sollte der Ausbau der A12 in den „Vordringlichen Bedarf“ aufgenommen werden. 

Mindestlohn- und Vergabegesetzgebung werfen Fragen auf

Ein Vergabegesetz für öffentliche Aufträge ist eine komplizierte Rechtsmaterie. Gesetze anderer Bundesländer, z.B. auch aus Berlin, wurden vom Europäischen Gerichtshof kassiert. Die Luxemburger Richter befanden, dass öffentliche Aufträge nicht an Tarifverträge gekoppelt werden dürfen, wenn diese nicht nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz gültig sind. 

Nach Überzeugung der UVB würde die Einführung eines Vergabegesetztes mit Mindestlohn eine Reihe von Fragen aufwerfen. Es besteht die Gefahr, dass bei den Vergabebehörden des Landes durch den drohenden erhöhten Prüfaufwand und vermehrte Einsprüche bei der Vergabe  öffentlicher Aufträge eine erhebliche Unsicherheit produziert wird, die auch zu einer Verzögerungen bei der Umsetzung des Konjunkturpaketes II führen kann.

Auch die juristischen Bedenken bleiben bestehen. Selbst wenn in künftigen Gesetzentwürfen die Tariftreue laut Entsendegesetz von einem Mindestlohn – wie von der EU gefordert – entkoppelt würde, bleibt es fraglich, ob ein solches Gesetz juristisch Bestand hätte. Denn eine Festlegung von Mindestlöhnen durch das Land wirft die Frage auf, ob ein Landesgesetzgeber nach Inkrafttreten des Mindestarbeitsbedingungen- und des Arbeitnehmerentsendegesetzes noch von seiner Gesetzgebungskompetenz Gebrauch machen darf. Auch die verfassungsrechtlichen Bedenken lassen sich nicht ausräumen, denn eine Mindestlohn- und Tariftreueregelung verletzt die positive Koalitionsfreiheit sowie die Berufsfreiheit.
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